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Inhalt: 
J. nerſonalien: S. 565. 5 

III. Handelsangelergenheiten: 1. Schiffahrtsangelegenheiten: Betr. Statiſtik der Binnenſchiffe S. 565. — 
2. Eichweſen: Betr. Reiſekoſten der Eichmeiſter und Eichmeiſtergehilfen S. 568. Betr. Erhebung der 
Eichgebühren, Nebengebühren und Nebentoften S. ö68. — 3. Sonſtige Angelegenheiten: Betr. 
Eiſenbahnbeförderung neuer Sprengſtoffe S. 588. 

IV. Gewerbliche Angelegenheiten: 1. Gewerbliche Anlagen: Betr. Herſtellung, Aufbewahrung und 
Verwendung von Acetylen S. 583. — 2. Dampfkeſſelweſen. Betr. Ausnahme von den poltzeilichen 
Beſtimmungen über die Anlegung von Landdampfkeſſeln S. 583. — 3. Gewerbeaufſicht: Betr. eid⸗ 
liche Verpflichtung von Beamten des Gewerbeauffihtsdienites S 584. — 4. Arbeiterverſicherung: 
Betr. Beſcheinigung gemäß § 75 des KVG. S. 584. Betr. Durchführung der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung ($ 111) S. 585. Betr. Inkrafttreten des V. Buches der RVO. S. 585. 


I. Perſonalien. 


Die Gewerbereferendare Maul aus | nannt und der Gewerbeinſpektion Breslau⸗ 
Hannover, Neitzel aus Berlin W., Schlicht Weſt, dem Regierungs- und Gewerberat in 
aus Königsberg i. Pr. und Grott aus Hildesheim, der Gewerbeinſpektion Berlin 80. 
Danzig haben die Gewerbeaſſeſſor⸗-Prüfung | und der Gewerbeinſpektion Kattowitz als 
beſtanden und ſind zu Gewerbeaſſeſſoren er⸗ Hilfsarbeiter überwieſen worden. 


—— -y— —ũ—u —̃ — 


III. Handels angelegenheiten. 


1. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Betr. Statiſtik der Biunenſchiffe. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Vetſie W 9 den oe Dezenber 1512. 


Gemäß dem Bundesratsbeſchluſſe vom 5. Dezember 1907 (Zentralblatt für das 
Deutſche Reich 1907 S. 590) hat am 31. Dezember d. J. eine Beſtandsaufnahme der 
deutſchen Binnenſchiffe ftattzufinden. ö 

1. Auf den einzelnen Schiffsliegeplätzen ſollen diesmal nicht nur die dort heimat⸗ 
berechtigten Schiffe, ſondern auch die am 31. Dezember d. J. gerade anweſenden orts⸗ 
fremden Schiffe gezählt werden. BR > CR 

2. Um zu erreichen, daß alle zu zählenden Schiffe tatſächlich durch die Zählung an 
ihrem Heimatsort erfaßt werden — und zwar auch dann, wenn ſie am Zähltag abweſend 
ſind — ſoll von der Erhebungsbehörde das Schiffsregiſter eingeſehen und an der Hand 
dieſes Regiſters das Zählmaterial ergänzt werden. 1 ER 

3. Welche Behörden für die einzelnen Schiffsliegeplätze als Erhebungsbehörden zu 
dienen haben, wollen Sie gefälligſt nach den örtlichen Verhältniſſen beſtimmen oder durch 
die Regierungspräſidenten feſtſtellen laſſen. 5 % 

4. Eine Anleitung für die Erhebungsbehörden iſt in 20 Exemplaren beigefügt. 
Weitere Abdrücke würden unmittelbar aus Carl Heymanns Verlag zu beziehen ſein. 

5. Die Erhebungsbehörden werden noch beſonders auf die Beſtimmungen in Ziffer 1 
und 2 der Schlußbeſtimmungen der Anleitung hinzuweisen ſein, durch welche beſtimmte 
Termine für die Einſendung zunächſt der Ergänzungszählkarten und demnächſt auch des 
ganzen Zählmaterials an die vorgeſetzte Behörde vorgeſchrieben ſind. Dieſe letztere Behörde 
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würde die Ergänzungszählkarten bis zum 15. Januar und fpäter das ganze Zählmaterial 
bis zum 1. April k. J. an das Kaiſerliche Statiſtiſche Amt einzuſenden haben. Welche Behörde 
als vorgeſetzte Behörde der Erhebungsbehörden im Sinne dieſer Beſtimmung zu gelten hat, 
wollen Sie gefälligſt beſtimmen. 

Im Auftrage. 
IIa. 4488. Luſensky. 


An die Herren Oberpräſidenten. 


Anlage. 


Anleitung 


zur 


Aufnahme des Beſtandes der deutſchen Binnenſchiffe. 


I. Hauptzählung. 


A. Welche 1. Binnenſchiffe mit eigener Triebkraft (Dampf, Motorſchiffe) ſind ohne Rück⸗ 

Sebi n ſicht auf ihre Tragfähigteit zu zählen und zwar ſowohl, wenn ſie zur Perſonenbeförderung 
als auch wenn ſie zur Frachtbeförderung oder zu einem anderen Zwecke z. B. als 
Schlepper, Bagger uſw. dienen; ausgenommen ſind nur Regierungs-, Zoll- und 
Luſtfahrzeuge. 

2. Binnenſchiffe ohne eigene Triebkraft ſind nur dann zu zählen, wenn ſie zur 
gewerbsmäßigen Frachtbeförderung dienen und mindeſtens eine Tragfähigkeit von 10 Tonnen 
haben (die Tonne gerechnet zu 1000 kg entſprechend einem Raumgehalte von 2,12 Kubik⸗ 
metern oder britiſchen Regiſtertons). 

3. An den unteren Waſſerläufen, den Haffen und meerähnlichen Binnengewäſſern 
ſind auch Schiffe zu zählen, die eigentlich keine Binnenſchiffe ſondern Seeſchiffe ſind, die 
aber nicht im Seeſchiffsregiſter ſtehen; es ſind das Seeſchiffe mit einem Bruttoraum⸗ 
gehalt von 50 Kubikmetern und weniger, die von ihren Beſitzern nicht zum Seeſchiffsregiſter 
angemeldet ſind. Vorausgeſetzt iſt dabei, daß es ſich bei Schiffen mit eigener Triebkraft 
nicht um Negierungs-, Zoll⸗ und Luftfahrzeuge handelt und daß die Schiffe ohne eigene 
Triebkraft zur gewerbsmäßigen Frachtbeförderung dienen und eine Tragfähigkeit von 
mindeſtens 10 Tonnen haben (vergl. Ziffer 2). 

4. Außerdem ſind auch zu zählen die ſeegehenden Fahrzeuge, auf denen der den 
Übergang zwiſchen See- und Binnenſchiffahrt darſtellende, auf Binnenſchiffahrtswegen ſtatt⸗ 
findende Verkehr ſich vollzieht. Es ſind das die ſogenannten Rhein⸗Seedampfer, Seeleichter 
uſw. Im Gegenſatz zu den unter Ziffer 3 genannten Schiffen ſchließt hier die Ein⸗ 
A aug in die Seeſchiffsregiſter ihre Zählung im Beſtande der Binnenſchiffe 
nicht aus. 

5. Nicht zu zählen ſind Schiffe, die nur zum Zwecke einer Talfahrt gebaut ſind, und 
Fähren, die nur als ſolche benutzt werden; hierunter ſind ſolche Fähren zu verſtehen, die 
nicht als Schiffe anzuſehen ſind und die die Verbindung zwiſchen zwei gegenüberliegenden 
Punkten einer Binnenwaſſerſtraße vermitteln. Fährſchiffe (Dampffährſchiffe uſw.), die ſich 

als Binnenſchiffe darſtellen, find dagegen zu zählen. 
die Sie 1. Die Zählung der Schiffe hat nach dem Stande am 31. Dezember 1912 am 
zu zählen? Heimatorte zu erfolgen und zwar ohne Rückſicht darauf, ob ſie am Erhebungstage dort 
anweſend ſind oder nicht. Als Heimatort gilt derjenige Ort, von dem aus die Schiffahrt 
mit dem Schiffe betrieben wird, von dem aus es alſo regelmäßig ſeine Fahrten antritt und 
nach dem es regelmäßig zurückkehrt. 

Macht ein Schiff regelmäßig Fahrten zwiſchen mehreren Orten, ſo gilt als Heimatort 
der Ort, wo ſich die Geſchäftsniederlaſſung, bei mehreren Orten der Ort, wo ſich die 
Hauptniederlaſſung des Schiffseigentümers befindet. Hat der Schiffseigentümer keine Ge⸗ 
ſchäftsniederlaſſung, ſo iſt der Ort entſcheidend, an dem er ſeinen Wohnſitz hat. 
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2. Schiffe, über die von der Zweigniederlaſſung einer Firma ſelbſtändig verfügt wird, 
ſind am Sitze dieſer Zweigniederlaſſung beheimatet und nicht am Orte der Hauptnieder⸗ 
laſſung. So ſind Schiffe, die z. B. bremiſche oder hamburgiſche Firmen zur Verfügung 
ihrer Zweigniederlaſſungen am Rhein in der Regel im Rheingebiete laufen laſſen, nicht in 
Bremen oder Hamburg ſondern an den Orten der Zweigniederlaſſungen am Rhein zu 
zählen. Daß die Schiffe etwa die bremiſche oder hamburgiſche Flagge führen, iſt dabei 
ohne Bedeutung. 

3. Kann überhaupt nicht feſtgeſtellt werden, von welchem Orte aus die Schiffahrt mit 
einem Schiffe betrieben wird, weil das Schiff jeweils dort Ladung nimmt, wo es ſich 
gerade befindet, und weil der Schiffseigentümer weder eine Geſchäftsniederlaſſung noch einen 
Wohnſitz hat (in Betracht kommen hier Fälle, in denen der Schiffseigentümer am Lande 
keine Wohnung hat), ſo iſt das Schiff an dem Orte zu zählen, an dem ſein Eigentümer 
zur Gewerbe- oder Einkommenſteuer veranlagt iſt. 


4. Für regiſterpflichtige Schiffe kann im allgemeinen angenommen werden, daß ſie 
an demjenigen Orte beheimatet und zu zählen ſind, der im Schiffsregiſter als Heimatort 
angegeben iſt. Ausnahmen können jedoch dann vorkommen, wenn es unterlaſſen worden 
iſt, Veränderungen im Heimatorte dem Regiſtergerichte zur Eintragung anzumelden, wenn 
alſo z. B. ein Schiff nach einem anderen Orte verkauft worden iſt, ohne daß davon dem 
Regiſtergerichte Mitteilung gemacht wurde. 


Über jedes an einem Orte heimatberechtigte und deshalb zu zählende Schiff iſt vom G. Aus 


Eigentümer eine Fragekarte auszufüllen und zwar (Zahlarten. 
für Schiffe mit eigener Triebkraft eine Karte von roter Farbe 
und 


für Schiffe ohne eigene Triebkraft eine Karte von grüner Farbe. 


In den unter B Ziffer 2 genannten Fällen erfolgt die Ausſtellung der Zählkarten 
durch den Vertreter der Zweigniederlaſſung. 

Befinden ſich mehrere Schiffe in der Hand eines Eigentümers, fo iſt von dieſem neben nge 
den Zählkarten auch noch ein Sammelbogen auszuſtellen. e 

Das Gleiche gilt auch für Zweigniederlaſſungen — vgl. B Ziffer 2, — ſofern fie über bogen. 
mehr als ein Schiff ſelbſtändig verfügen. 

Durch Einſichtnahme in die Schiffsregiſter hat die Erhebungsbehörde feſtzuſtellen, ob . Cinfiht» 
für alle in die Schiffsregiſter eingetragenen Schiffe Hauptzählkarten (von roter oder grüner die Schifs. 
Farbe) ausgeſtellt ſind, und nötigenfalls auf Grund der Angaben des Schiffsregiſters ſolche regiſter. 
Karten auszuſtellen und die Eintragungen in den bereits ausgeſtellten Karten zu vervoll⸗ 
ſtändigen. Bezüglich derjenigen Schiffe, für deren Zählung am Heimatorte lediglich das 
Schiffsregiſter Anhaltspunkte bietet, hat die Erhebungsbehörde durch Benehmen mit dem 
eingetragenen Eigentümer oder ſonſt auf geeignete Weiſe feſtzuſtellen, ob die Schiffe noch 
in Benutzung ſind, oder ob ſie etwa den Heimathafen gewechſelt haben. Je nach dem 
Ausfalle dieſer Erhebungen wäre eine Hauptzählkarte auszustellen oder von der Ausſtellung 
Abſtand zu nehmen. Der etwa entſtehende Schriftwechſel würde der entſprechenden Zähl⸗ 
karte beizufügen ſein. 


II. Ergänzungszählung. 


Außer den heimatberechtigten deutſchen Schiffen ſind auch die ortsfremden Schiffe der 
unter 1 A bezeichneten Art zu zählen, die am 31. Dezember 1912 zufällig an den einzelnen 
Erhebungsorten anweſend ſind. Über jedes derartige Schiff iſt eine „Ergänzungs“⸗Zählkarte 
auszuſtellen und zwar für Schiffe mit eigener Triebkraft Karten von blauer und für 
Schiffe ohne eigene Triebkraft Karten von gelber Farbe. Bei dieſer Ergänzungszählung 
iſt insbeſondere auf die richtige Feſtſtellung des „Heimatorts“ der einzelnen Schiffe (vgl. 
oben IB) zu achten. Soweit für die von der Ergänzungszählung zu erfaſſenden orts⸗ 
fremden deutſchen Schiffe einzelne der in den Zählkarten geſtellten Fragen nicht durch Er⸗ 
hebung an Ort und Stelle beantwortet werden können, iſt dies bei den betreffenden Fragen 
zu vermerken. Rückfragen bei Behörden des Heimatorts uſw. brauchen nicht angeſtellt 
zu werden. 


III. Schlußbeſtimmungen. 


1. Die Ergänzungszählkarten (von blauer und gelber Farbe) ſind ſofort nach ihrer 
Ausſtellung und zwar ſpäteſtens bis zum 10. Januar 1913 an die vorgeſetzte Behörde 


amade 
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zu ſenden, welche die Weiterſendung an das Kaiſerliche Statiſtiſche Amt vermittelt, die 
Hauptzählkarten (von roter und grüner Farbe) hat die Erhebungsbehörde einſtweilen zurück⸗ 
zubehalten. 

2. Demnächſt werden jeder Erhebungsbehörde von dem Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amt 
die in anderen Erhebungsbezirken ausgeſtellten Ergänzungszählkarten für ſolche Schiffe über⸗ 


mittelt werden, welche im Bezirke der Erhebungsbehörde beheimatet find. Die Erhebungs⸗ 


behörde hat alsdann die ihr zugegangenen Ergänzungszählkarten, ſoweit nötig, zur Ver⸗ 
vollſtändigung der Hauptzählkarten zu verwenden und etwa vorhandene Abweichungen 
zwiſchen Haupt⸗ und Ergänzungszählkarten zu beſeitigen. 

3. Alsdann und zwar ſpäteſtens bis zum 20. März 1913 hat die Erhebungs⸗ 
behörde das geſamte Zählmaterial (Haupt⸗ und Ergänzungszählkarten) an die vorgeſetzte 
Behörde einzureichen, die die Weiterſendung an das Kaiſerliche Statiſtiſche Amt ver⸗ 
mitteln wird. 


2. Eichweſen. 
Betr. Reiſekoſten der Eichmeiſter und Eichmeiſtergehilfen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Verlin W. 9, den 6. Dezember 1912. 


Die von mir unter dem 23. März d. J. in Gemeinſchaft mit dem Herrn Finanz: 
miniſter erfolgte anderweite Feſtſetzung von Reiſekoſten (5M Bl. S. 81) findet nur auf 
Eichmeiſter und Eichmeiſtergehilfen bei Dienſtreiſen zur Ausführung ihrer technifchen Dienſt⸗ 
geſchäfte Anwendung. Vorausſetzung für dieſe Regelung war nach $ 9 des Reiſekoſten⸗ 
geſetzes vom 26. Juli 1910, daß die Beamten durch die Art ihrer Dienſtgeſchäfte zu häufigen 
oder regelmäßig wiederkehrenden Dienſtreiſen genötigt ſind. 

Solche Vorausſetzungen treffen für die Obereichmeiſter nicht zu; aus dieſem Grunde 
find die Beſtimmungen vom 23. März d. J. auf fie nicht ausgedehnt worden. Daß ihnen 
nach meinem Erlaſſe vom 4. April d. J. (IIa. 1425) gegebenenfalls auch Dienſtaufwands⸗ 
zuſchüſſe gewährt werden können, kann für die Beurteilung der vorliegenden Frage nicht 
von Einfluß ſein. 

Dem Eichungsinſpektor erſuche ich hiervon Kenntnis zu geben. 

Im Auftrage. 
IIa. 4145. Luſensky. 


An den Herrn Oberpräſidenten in N. 


Betr. Erhebung der Eichgebühren, Nebeugebühren und Nebenkoſten. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 11. Dezember 1912. 


In der Anlage überſende ich zur gefälligen weiteren Veranlaſſung Abdrücke 
der unter dem heutigen Tage von mir im Einvernehmen mit dem Herrn Miniſter des 
Innern, dem Herrn Finanzminiſter und der Königlichen Oberrechnungskammer erlaſſenen 
Vorſchriften für die Erhebung der Eichgebühren, Nebengebühren und Nebenkoſten, welche 
bei den zum Zwecke der Nacheichung ausgeführten Rundreiſen und Rundgängen ſowie bei 
den Eichnebenſtellen fällig werden. Die Anzahl der Abdrücke iſt ſo bemeſſen, daß zum 
dortigen Dienſtgebrauch und für die Regierungspräſidenten je 3 Exemplare und für die 
Landräte und die Vürgermeifter der kreisfreien Städte je 1 Exemplar beſtimmt find; 
außerdem ſind einige überzählige Abdrücke beigefügt. Die für die Eichämter erforderlichen 
Stücke ſind den Eichungsinſpektoren unmittelbar zugegangen. Außerdem werden die Vor⸗ 
ſchriften durch eine Beilage zu den Regierungsamtsblättern veröffentlicht werden, was von 
hier aus in die Wege geleitet wird. 

Abdrücke der Vorſchriften können bei Carl Heymanns Verlag hierſelbſt W. 8, Mauer⸗ 
ſtraße 43/44, zum Preiſe von 

30 M für das Stück, 
6 2 
bezogen werden. 

Die Vorſchriften haben gegen den bereits unter dem 13. November d. Is. (IIa. 4216) 
mitgeteilten Entwurf nur inſofern eine Anderung erfahren, als klargeſtellt iſt, daß fie auch 
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für die Erhebung der Gebühren bei den Rundgängen anzuwenden ſind (zu vergl. 8 2 Ziff. 1 
Abſ. 1 und § 4 Ziff. 3 der Vorſchriften). n 

Die Formulare Muſter II und III ſind von den Ortspolizeibehörden bezw. Gemeinden 
auf ihre Koſten zu beſchaffen (§ 3 Ziff. 3 und 6 ſowie § 8 Ziff. 2 der Vorſchriften). Zur Ver⸗ 
minderung des Schreibwerks und zur Erſparnis von Koſten für dieſe Behörden empfiehlt 
es ſich, die Formulare kreisweiſe zu beſchaffen; ſie werden ebenfalls bei Carl Heymanns 
Verlag hierſelbſt vorrätig gehalten werden, können aber auch bei jeder anderen geeigneten 
de . 15 werden. Beim Bezuge der Formulare von Carl Heymanns Verlag betragen 
ie Preiſe: 

Muſter II (Eichliſten): 


enn en MIR, 
25 = „„ ARE 50 
100 = 0 
500 De ea SE 
Muſter III (Zahlungsliſten): 
10 Boge a. M 50 RM, 
25 „55 1 
100 e 
500 TE TE 


Bei Beſtellungen find Titel- und Einlagebogen zu unterſcheiden. 

Die Einlieferungsſcheine werden in je 2 Blocks mit je 300 Scheinen, alſo mit den 
Nummern 1 bis 600 hergeſtellt werden. Da bei den Eichämtern innerhalb eines Etats⸗ 
jahrs mehrere Blockſyſteme zur Verwendung kommen werden, jo find die einzelnen Blod- 
ſyſteme durch Buchſtaben von einander zu unterſcheiden. 

Im 8 7 der Vorſchriften iſt es den Gemeinden überlaſſen, nach welchem der dort 
vorgeſehenen Verfahren ſie die Erhebung der Gebühren vornehmen wollen. 

Die Einziehung nach Ziff. a (während der Abhaltung des Nacheichungstags) iſt 
nicht nur für die am eichpflichtigen Verkehre beteiligten Perſonen, ſondern auch für die Ge⸗ 
meinden weſentlich bequemer. Eure Durchlaucht (Exzellenz) erſuche ich daher, darauf hinzu⸗ 
wirken, daß ſich die Gemeinden für die Wahl dieſes Einziehungsverfahrens entſchließen. 
Bei Eichnebenſtellen iſt die Einziehung der Gebühren nur nach dieſem Verfahren zuläſſi 
($ 7 letzter Abſatz der Vorſchriften). 

Die etwaigen zur Durchführung der Nacheichung noch erforderlichen Anordnungen 
erſuche ich tunlichſt zu beſchleunigen (zu vergl. auch Erlaß vom 28. Mai d. Is. — II a. 2130). 
Unter Bezugnahme auf Abſchnitt II Ziff. 7 dieſes Erlaſſes mache ich darauf aufmerkſam, 
daß nach § 3 Abi. 1 Ziff. 1 des Ausführungsgeſetzes zur Maß⸗ und Gewichtsordnung 
vom 30. Mai 1908 (NGBL. S. 349) vom 3. Juni d. 38. (GS. S. 129) die Ge⸗ 
meinden verpflichtet ſind, die Zeit, zu der für ihren Bezirk Eichtage abgehalten werden, 
ortsüblich bekannt zu machen. Daß dieſes rechtzeitig geſchieht, haben die Eichungs⸗ 
inſpektoren zu veranlaſſen. In dieſer Bekanntmachung iſt auch darauf hinzuweiſen, in 
welcher Weile die Einziehung der Eichgebühren erfolgt (87 der Vorſchriften). 

Zur Abhaltung der Nacheichungstage nach § 3 Abſ 1 Ziff. 2 des bezeichneten Geſetzes 
haben die Gemeinden geeignete, d. h. für den Aufenthalt der Beamten und des Publikums 
angemeſſen hergerichtete Räumlichkeiten bereitzuſtellen. f l 

Die Gemeindevorſteher haben auch im übrigen die Eichbeamten bei der Abhaltung 
dieſer Eichtage zu unterſtützen; insbeſondere wird hierzu die Unterſtützung der Eichbeamten 
zur Erlangung geeigneten Fuhrwerks für die Fortſchaffung der zur Wahrnehmung des 
Eichgeſchäfts erforderlichen Ausrüſtung zu angemeſſenen Preiſen gehören. 

Die Koſten für die Geſtellung des Fuhrwerks ſind bei Kap. 68 Tit. 15 Poſ. 1 des 
Etats der Eichamtskaſſe — bis auf weiteres als Mehrausgabe — zu verrechnen. 


Im Auftrage. 
IIa. 4498. Luſensky. 


An die Herren Oberpräſidenten. 
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Anlage. 


Norſchriften 


für die 


Erhebung der Eichgebühren, Nebengebühren und Nebenkoſten, die bei Rund⸗ 
reiſen und Rundgängen ſowie bei den Eichnebenſtellen fällig werden. 


Im Einvernehmen mit dem Herrn Miniſter des Innern, dem Herrn Finanzminiſter 
und der Königlichen Oberrechnungskammer werden für die Erhebung der Eichgebühren, 
Nebengebühren und Nebenkoſten, welche bei den zum Zweck der Nacheichung ausgeführten 
Rundreiſen und Rundgängen ſowie bei den Eichnebenſtellen fällig werden, ſowie für die 
damit verbundenen Dienſtgeſchäfte folgende Vorſchriften erlaſſen: 


Se 
1. Bei Rundreiſen zur Ausführung der durch § 11 der Maß⸗ und Gewichtsordnung 
vom 30. Mai 1908 (RGBl. S. 349) vorgeſchriebenen Nacheichung ſind die Gemeinden auf 
Grund des § 3 Abſ. 1 Nr. 3 des Ausführungsgeſetzes vom 3. Juni 1912 (GS. S. 129) 
verpflichtet, auf Erſuchen die Einziehung der hierbei zur Hebung kommenden Eichgebühren 
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und ſonſtigen Gefälle gegen eine Vergütung von 3 vom Hundert zu übernehmen. 


2. Dieſelbe Verpflichtung haben die Gemeinden übernommen, in deren Bezirk Eich⸗ 
nebenſtellen errichtet ſind. 


—B  E 
1. Jeder zum Dienft auf Rundgängen und Rundreiſen oder bei Eichnebenſtellen regel⸗ 
mäßig verwendete Eichbeamte hat Einlieferungsſcheine, die zu einem Blocke pereinigt und 
mit fortlaufenden Nummern zu verſehen ſind, zu verwenden. 
Im Bedarfsfall iſt der Eichungsinſpektor ermächtigt, die Übertragung eines Blocks 
auf einen anderen Beamten anzuordnen. 
- Die Einlieferungsſcheine find nach dem beifolgenden Muſter I aus dem Stamm und 
aus zwei Teilen (a und b) herzuſtellen. Zu ihnen iſt Papier zu verwenden, das ein 
bequemes Zertrennen der einzelnen Beſtandteile zuläßt. Der Stamm und die beiden Teile 
eines Scheins müſſen gleiche Nummern haben. 


2. Auf den Einlieferungsſcheinen muß das Eichamt, von welchem die Nacheichung aus⸗ 
geführt wird, erſichtlich gemacht ſein. 


3. Bei Einlieferungsſcheinen, die auf Eichnebenſtellen gebraucht werden, iſt das gleiche 
Muſter zu verwenden. 


4. Ein Beamter, dem Einlieferungsſcheine zur Verwendung überwieſen werden, hat 
dabei feſtzuſtellen, ob die Nummern in der richtigen Reihenfolge vorhanden ſind. 

Bei den Einlieferungsſcheinen für die Eichnebenſtellen hat dieſe Feſtſtellung durch 
einen Bureaubeamten zu erfolgen. Für die Aufbewahrung der Einlieferungsſcheine der 
Eichnebenſtelle hat die Gemeinde zu ſorgen. 

Über die angeordneten Feſtſtellungen iſt ein von dem betreffenden Beamten zu voll⸗ 
ziehender Vermerk zu den Akten zu bringen. 


5. Die Einlieferungsſcheine müſſen ſämtlich zur Verwendung kommen; bei Neu- 
beſchaffung iſt jedesmal mit der Nummer 1 zu beginnen. 
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83. 

1. Die Ortspolizeibehörden haben über die am eichpflichtigen Verkehre beteiligten Per⸗ 
ſonen und Betriebe gemeindeweiſe Eichliſten nach dem beiliegenden Muſter II aufzuſtellen. 

Die Eichliſten ſind dem Eichbeamten bei ſeinem Eintreffen an der Nacheichſtelle vor⸗ 
zulegen. 

2. In der Eichliſte ſind die am eichpflichtigen Verkehre Beteiligten in den Städten und 
in Landgemeinden mit mehr als 2000 Einwohnern nach Straßen (Plätzen) und Nummern 
aufzuführen. In kleineren Landgemeinden brauchen, falls nicht beſondere Verhältniſſe die⸗ 
ſelbe Anordnung erforderlich machen, die Beteiligten nur alphabetiſch aufgeführt zu werden, 
wein ihre Anzahl mehr als 20 beträgt. 

3. Die Formulare zu den Eichliſten (Muſter II) ſind von den Ortspolizeibehörden auf 
ihre Koſten zu beſchaffen. 

4. Perſonen, die in der Eichliſte nicht aufgeführt ſind, nach dem pflichtmäßigen Er⸗ 
meſſen des Eichbeamten aber daſelbſt aufzunehmen geweſen wären, ſind nachzutragen. 

Wandergewerbetreibende, die ohne im Nacheichungsbezirke wohnhaft zu jein, Meß⸗ 
geräte vorlegen, ſind in die Eichliſte derjenigen Gemeinde einzutragen, in der der Nach⸗ 
eichungstag abgehalten wird (vergl. § 9 Ziff. 2). 

5. Legen Perſonen, die in der Eichliſte aufgeführt ſind, ihre Meßgeräte nicht vor, ſo hat 
ſich der Eichbeamte in Spalte 8 darüber zu äußern, ob etwa eine Verpflichtung nicht vorliegt. 

6. Bei Eichnebenſtellen ſind die Einlieferer von Meßgeräten in gleichen Liſten nach der 
Zeitfolge aufzuführen. Die Eintragung iſt durch die Gemeinde der Eichnebenſtelle zu be⸗ 
wirken, wenn die Einlieferung vor dem Eintreffen des Eichbeamten erfolgt. 

Die Koſten des Formulars ſind von der Gemeinde zu tragen. 


84. 
1. Der Eichbeamte hat bei den Nacheichungstagen (Eichnebenſtellen) bei jeder Ein⸗ 
lieferung auf dem der Nummernfolge nach entnommenen Einlieferungsſchein (vergl. § 2) 
und zwar auf Abſchnitt a zu vermerken: 

a) Nacheichſtelle (Eichnebenſtelle), 

b) Tag der Einlieferung, 

e) des Einlieferers Name und Wohnort bzw. Wohnung und Nummer der Eich⸗ 

liſte, in dem er aufgeführt iſt, 

d) Gattung und Anzahl der eingelieferten Gegenſtände. 
Abſchnitt b ift dem Einlieferer als Ausweis auszuhändigen. Der Abſchnitt a iſt den ein⸗ 
gelieferten Gegenſtänden beizufügen. 

2. Werden bei Eichnebenſtellen Meßgeräte ſchon vor Eintreffen des Eichbeamten ein⸗ 
geliefert, ſo hat die Ortsgemeinde die Annahme der Meßgeräte nach den Vorſchriften in 
Ziff. 1 zu veranlaſſen und für die ordnungsmäßige Aufbewahrung der Meßgeräte und 
der ihnen beigefügten Scheine zu ſorgen. 

3. Erfolgt die Eichung bei Rundgängen oder außerhalb der Nacheichſtelle (Eich⸗ 
nebenftelle) in der planmäßigen Reiſezeit (Art. II der Anordnung des Miniſters für Handel 
und Gewerbe, betreffend die Nacheichungs⸗ und Berichtigungsgebühren, vom 13. März 1912 — 
Miniſterialbl. d. Handels⸗ u. Gew.⸗Verw. S. 84), jo find für die dabei beteiligten Perſonen 
und Betriebe Einlieferungsſcheine in gleicher Weiſe zu verwenden. 


85. 

Der Eichbeamte hat die eichamtliche Abfertigung auf dem Einlieferungsſchein (Ab⸗ 
ſchnitt a) in der für ihn vorgeſchriebenen Weiſe erſichtlich zu machen. 

Ferner hat er daſelbſt die Gebühren und die ſonſtigen Gefälle nach den beſtehenden 
Anordnungen in Anſatz zu bringen. Er hat in der Eichliſte (Muſter II) in Spalte 5 die 
Nummer des Einlieferungsſcheins und in Spalte 6 den Geſamtbetrag der angeſetzten Ge- 
bühren nachzuweiſen. 


86 


Die Aushändigung der geprüften Gegenſtände erfolgt gegen Rückgabe des Abſchnitts b 
des Einlieferungsſcheins. Der abfertigende Beamte iſt bei Vorlage dieſes Abſchnitts nicht 
verpflichtet, die Berechtigung des Inhabers zu prüfen. 
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Wird der Abſchnitt b nicht beigebracht, ſo liegt eine Verpflichtung zur Auslieferung 
der Gegenſtände nur vor, wenn die Empfangsberechtigung glaubhaft gemacht wird. Der 
abfertigende Beamte hat ſich in dieſem Falle die Empfangnahme der Gegenſtände von dem 
Abholer in der Eichliſte bei dem Namen des betreffenden Beteiligten (Spalte 2 und 3) be⸗ 
ſcheinigen zu laſſen. 

8 
Für die Einziehung der Gebühren iſt zu unterſcheiden, ob dieſe 
a) während der Abhaltung des Nacheichungstags oder 
b) nach Beendigung des Nacheichungstags erfolgen ſoll. 
In welcher Weiſe die Einziehung erfolgen ſoll, iſt bei der ortsüblichen Bekanntmachung des 
Termins der Abhaltung des Eichgeſchäfts anzugeben. 
Bei Eichnebenſtellen iſt nur die Einziehung nach Abſ. 1 unter a zuläſſig. 


88. 

1. Soll die Einziehung während der Abhaltung des Nacheichungstags erfolgen ($ 7 
Abſ. 1 unter a), jo hat die Gemeinde der Nacheichſtelle die Gebühren und ſonſtigen Gefälle 
für den geſamten Nacheichungsbezirk gegen die im § 1 vorgeſehene Vergütung zu erheben. 

Die Einzahlung der Gebühren iſt den an eichpflichtigen Verkehre Beteiligten tunlichſt 
bequem zu machen. 

Die Aushändigung der an der Amtsſtelle eingelieferten Gegenſtände erfolgt nur gegen 
Vorlage der ordnungsmäßigen Quittung (Ziff. 3). Iſt die Eichung außerhalb der Amtsſtelle 
erfolgt (8 4 Ziff. 3), fo hat der Eichbeamte den Zahlungspflichtigen zur baldigen Zahlung 
der Gebühren bei der Einziehungsſtelle (Abſ. 1) aufzufordern. 

2. Der Nachweis der eingezahlten Beträge erfolgt in Zahlungsliſten nach dem bei⸗ 
liegenden Muſter III; dieſe Formulare ſind auf Koſten der Gemeinde zu beſchaffen. 

3. Den Zahlungspflichtigen iſt Quittung unter Benutzung des in Spalte 9 der Eich⸗ 
liſte (Muſter II) befindlichen Vordrucks, der abzutrennen iſt, zu erteilen. 

In dem Quittungsformulare hat der Eichbeamte Wohnort und Name des Gebühren⸗ 
pflichtigen, die laufende Nummer, unter der er in der Eichliſte aufgeführt iſt, ſowie den 
Betrag der fälligen Gebühren anzugeben. Ferner hat er in ihm die Nummer des Ein- 
lieferungsſcheins, in dem die Gebühren berechnet ſind — Spalte 5 der Eichliſte — zu vermerken. 

Die Quittung iſt von dem Ortserheber oder dem fonft mit der Einziehung beauftragten 
Beamten zu vollziehen (vergl. § 12 Ziff. 1 Abſ. 2) und dabei die Nummer der Zahlungs- 
liſte (Ziff. 2) anzugeben. 

4. Nach Beendigung des Nacheichungstags hat der Eichbeamte die Eichliſten (Muſter II) 
der Gemeinde zu übergeben, welcher die Einziehung der Gebühren oblag (Ziff. 1). 

5. Sobald ſämtliche Gebühren eingezahlt ſind, ſpäteſtens aber eine Woche nach Beendi⸗ 
gung des Nacheichungstags hat die Gemeinde, von der die Gebühren erhoben ſind, die 
Aufrechnung der Spalte 5 der Zahlungsliſte (Muſter III) zu veranlaſſen und feſtzuſtellen, 
ob die eingezahlten Beträge mit der Summe der aufgerechneten Beträge übereinſtimmen. 
Darauf hat die Gemeinde die eingezogenen Beträge unter Abzug der ihr zuſtehenden 3 9% 
Hebegebühren mit der Zahlungsliſte und den Eichliſten der zuſtändigen Eichamtskaſſe, die 
der Gemeinde durch den Eichbeamten zu bezeichnen iſt, koſtenfrei zu überſenden. 

6. Um Einziehung der rückſtändigen Beträge hat die Eichamtskaſſe die Wohngemeinde 
des Zahlungspflichtigen unter Überſendung der entſprechenden Quittungsvordrucke der Eich⸗ 
liſte (Spalte 9) zu erſuchen; bei der Einziehung iſt erforderlichenfalls das Verwaltungs⸗ 
zwangsverfahren (vergl. Verordnungen vom 15. November 1899 — GS. S. 545 — und 
vom 18. März 1904 — GS. S. 36 — und Ausführungsanweiſung vom 28. November 1899 
nebſt Nachtrag vom 4. Juli 1904) anzuwenden. 

Die eingezogenen Beträge find der Eichamtskaſſe nach Abzug der der Gemeinde zu— 
ſtehenden Hebegebühr von 3 9% M koſtenfrei zu überſenden. 

Haben Beträge nicht eingezogen werden können, ſo ſind die Gründe hierfür anzugeben. 

7. Die Aushändigung der geeichten Gegenſtände kann in Fällen der Ziffer 6 nur er⸗ 
folgen, wenn der Zahlungspflichtige die ordnungsmäßig ausgeſtellte Quittung des Orts⸗ 
erhebers ſeines Wohnorts vorlegt. 

8. Für die Aufbewahrung der nicht rechtzeitig abgeholten Gegenſtände hat die Gemeinde 
des Nacheichungstags zu ſorgen. Der Eichbeamte hat vor dem Verlaſſen dieſes Ortes die 
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Meßgeräte gemeindeweiſe zu ordnen und nach den Nummern der betreffenden Einlieferungs⸗ 
ſcheine zu bezeichnen. Die Einlieferungsſcheine ſelbſt hat der Eichbeamte an ſich zu nehmen, 
um ſie der nach Ziff. 9/10 aufzuſtellenden Überſicht beifügen zu können. 

9. Der Eichbeamte hat für jede Gemeinde des Nacheichungsbezirkes die Einlieferungs⸗ 
ſcheine nach ihrer Nummernfolge in einer beſonderen Überſicht zuſammenzuſtellen, welche 
die Spalten 1 bis 11 der Hebeliſte (Muſter 5 der Kaſſenvorſchriften vom 19. März 1912) 
enthalten muß. 

In Spalte 1 dieſer Überſichten iſt die Nummer des Einlieferungsſcheins einzutragen. 
Die Überſicht iſt in den Spalten 2 bis 11 aufzurechnen. 

10. Bei feiner Rückkehr in den dienſtlichen Wohnſitz hat er für jede Gemeinde das 
Ergebnis dieſer Überficht in einen beſonderen Blockzettel (Muſter 1 der Kaſſenvorſchriften 
vom 19. März 1912) ſeines Eichamts wie folgt einzutragen: 

Auf der linken Seite (unter: Eingelieferte Gegenſtände) 


„Für die an eichpflichtigen Verkehre Beteiligten der Gemeinden 
R iſt der Nacheichungstag in der Zeit vm Dsds. 
in er abgehalten worden. Verwendet find dabei. Einlieferungs⸗ 


ſcheine, die nebſt einer Überſicht beiliegen.“ 

Das Ergebnis der Aufrechnung der Überſicht ift auf der rechten Seite (beſtimmt für 
den Anſatz und die Berechnung der Gebühren) in den für die einzelnen Angaben vorge— 
ſehenen Spalten einzutragen. 

Die Verwendung des Blockzettels iſt in dem Dienſtbuche des Eichamts (Muſter 2 der 
Kaſſenvorſchriften vom 19. März 1912) nachzuweiſen. 

11. Dennächſt iſt Teilzettel C dieſes Blockzettels nebſt der Überſicht und den zugehörigen 
Einlieferungsſcheinen (Abſchnitt a) dem Eichungsinſpektor zu überſenden, der ihre weitere 
Behandlung nach Maßgabe der Kaſſenvorſchriften vom 19. März 1912 zu veranlaſſen hat. 

Teilzettel B des Blockzettels verbleibt bei den Akten des Eichamts. 

12. Bei Eichnebenſtellen erfolgt die Einziehung der Gebühren und ſonſtigen Gefälle 
nach gleichen Grundſätzen. 


f § 9. 

1. Erklärt ſich die Gemeinde der Nacheichſtelle nicht bereit, die Gebühren während 
der Abhaltung des Nacheichungstags einzuziehen, ſo hat der Eichbeamte die geprüften 
Gegenſtände nach Ausfüllung der Eichliſte (Muſter II) den Einlieferern ohne vorherige 
Zahlung des Gebührenbetrags auszuhändigen. Er hat in dieſem Falle nach Beendigung 
des Eichgeſchäfts in dem betreffenden Nacheichungsbezirk oder in den ihm von dem Eichungs⸗ 
inſpektor bezeichneten Friſten die Eichliſten mit den zugehörigen Einlieferungsſcheinen dem 
Eichungsinſpektor zu überſenden, nachdem er die Gebührenbeträge in die gemeindeweiſe auf- 
zuſtellende, in § 8 Ziff. 9 bezeichnete Überſicht eingetragen hat. 4 

2. Wandergewerbetreibende und Zahlungspflichtige, bei denen die ſpätere Einziehung 
vorausſichtlich auf Schwierigkeiten ſtößt, haben die fälligen Eichgebühren jedoch ſofort an 
den Ortserheber desjenigen Gemeindebezirks zu zahlen, in dem der Nacheichungstage ab⸗ 
gehalten wird. 

Die Aushändigung der geeichten Gegenſtände erfolgt in dieſen Fällen erſt nach Vor⸗ 
legung des vollzogenen Quittungszettels (Spalte 9 der Eichliſte). 

Gebührenpflichtige dieſer Art ſind in der Eichliſte der Gemeinde, welche die Erhebung 
vorgenommen hat, am Schluſſe unter einem beſonderen Abſchnitte nachzuweiſen. Sind ſie 
auch in anderen Eichliſten aufgeführt, ſo iſt in dieſen auf die anderweit veranlaßte Er⸗ 
hebung hinzuweiſen. - 

3. Bis zur Beendigung des Nacheichungstags nicht abgeholte Gegenſtände ſind nach 
den Vorſchriften in 8 8 Ziff. 8 zu behandeln; Gegenſtände, die nach Ziff. 2 nur nach Vor⸗ 
legung der Quittung ausgehändigt werden dürfen, ſind dabei beſonders zu bezeichnen. 

4. Der Eichungsinſpektor läßt Einlieferungsſcheine und Eichliſten feſtſtellen und beauf- 
tragt die Eichamtskaſſe, die verpflichtete Gemeinde um Einziehung der in Spalte 6 ver⸗ 
merkten Beträge zu erſuchen. Die Eichamtskaſſe hat dem Zahlungserſuchen die Eichliſte 
(Muſter II) beizufügen; die Quittungszettel (Spalte 9) ſind dabei dem Vordruck entſprechend 
auszufüllen. 

5. Der Eichbeamte hat zu jeder Überſicht nach Rückkehr an den dienſtlichen Wohnſitz 
einen Blockzettel des Eichamts nach den Vorſchriften im § 8 Ziff. 10 zu verwenden und, 
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wie im § 8 Ziff. 11 vorgeſchrieben, dem Eichungsinſpektor zu überſenden; dabei iſt darauf 
19 5 5 daß die entſprechenden Einlieferungsſcheine bereits mit den Eichliſten über⸗ 
andt ſind. 

6. Die Gemeinde hat die Einziehung der ihr überwieſenen Beträge mit möglichſter 
Beſchleunigung herbeizuführen und dem Einzahler den Empfang des Betrags auf dem ab⸗ 
zutrennenden Quittungszettel (Spalte 9 der Eichliſte) zu beſcheinigen. Falls die Zahlung 
nicht rechtzeitig erfolgt, ſo hat die Gemeinde die rückſtändigen Beträge erforderlichenfalls 
im Wege des Verwaltungszwangsverfahrens — vergl. § 8 Ziff. 6 — einzuziehen. 

Die eingezogenen Beträge ſind in Spalte 7 der Eichliſte erſichtlich zu machen. 

Die Gemeinde hat der Eichamtskaſſe innerhalb der von ihr geſetzten Friſt die ein⸗ 
gezogenen Beträge unter Abzug der ihr zuſtehenden 3 6% Hebegebühr nach erfolgter Auf- 
rechnung der Spalte 7 koſtenfrei zu überſenden und ihr die Eichliſte gleichzeitig wieder 
zugehen zu laſſen. 

7. Bei Beträgen, die bis zu der in Ziff. 6 Abſ. 3 vorgeſehenen Abſendung nicht haben 
eingezogen werden können, iſt in Spalte 8 „Bemerkungen“ der Eichliſte erſichtlich zu machen, 
was hinſichtlich der Einziehung veranlaßt iſt. Die ſpäter eingegangenen Beträge ſind der 
Eichamtskaſſe unter näherer Bezeichnung der Zahlungspflichtigen (Angabe des Namens 
und der Nummer der Eichlifte) ebenfalls koſtenfrei ſowie unter Abzug der 3 % Hebegebühr 
zu überſenden. 


8 10. 


1. Die Eichliſten (Muſter II) ſind von der Eichamtskaſſe kreisweiſe unter fortlaufender 
Nummer aufzubewahren. 

2. Die von den Gemeinden abgelieferten Beträge ſind von der Eichamtskaſſe in der 
Einnahmeliſte (Mufter 6 der Kaſſenvorſchriften vom 19. März 1912) nachzuweiſen. 

Solange der insgeſamt fällige Betrag noch nicht vollſtändig eingegangen iſt, ſind die 
eingezahlten Teilbeträge in der Hebeliſte unter Spalte 12 zu vermerken; ſobald aber der 
Betrag vollſtändig eingegangen iſt oder rückſtändige Beträge niedergeſchlagen find (§ 30 
Ziff. 4 der Kaſſenvorſchriften vom 30. September 1909), iſt die Spalte 12 der Hebeliſte 
endgültig durch Hinweis auf die betreffende Eichliſte auszufüllen. 

3. Um eine zweckdienliche Ausfüllung der Spalte 12 der Hebeliſte und der Spalte 4 
der Einnahmeliſte (Muſter 5 und 6 der Kaſſenvorſchriften vom 19. März 1912) zu er⸗ 
leichtern, ſind für die einzelnen Kreiſe geeignete Buchſtaben zu wählen und nebſt den fort⸗ 
laufenden Nummern der Eichliſten (0. Ziff. 1) in die bezeichneten Spalten einzutragen. 

Die Bezeichnungen ſind auf dem Titelblatte der Hebeliſte und der Einnahmeliſte er⸗ 
ſichtlich zu machen. 

4. Eichnebenſtellen ſind in gleicher Weiſe mit geeigneten Buchſtaben zu bezeichnen 
und hierauf in der Hebeliſte und Einnahmeliſte hinzuweiſen. 


geil 

1. Die der Gemeinde für die Einziehung der Eichgebühren gewährte Hebegebühr 
(vergl. § 1 Ziff. 1) iſt durch die Eichamtskaſſe bei Kap. 68 Tit. 15 unter einem beſonderen 
Abſchnitte zu verrechnen. 

Der Betrag der einbehaltenen Hebegebühr iſt von der Gemeinde erſichtlich zu machen. 

Die eingezogenen Eichgebühren dürfen bei ihrer Verrechnung durch die Eichamtskaſſe 
nicht um den Betrag der einbehaltenen Hebegebühr gekürzt werden (vergl. § 42 Ziff. 6 
der Kaſſenvorſchriften vom 30. September 1909). 

2. Die Reiſekoſten der Eichbeamten, ſoweit ſie durch Reiſen zur Wahrnehmung eich: 
techniſcher Dienſtgeſchäfte bei den Eichnebenſtellen entſtehen, ſind von der Gemeinde, auf 
deren Antrag die Eichnebenſtelle errichtet iſt, zu erſtatten. Nehmen die Beamten bei einer 
ſolchen Reiſe auch außerhalb der Eichnebenſtelle gebührenpflichtige Amtsgeſchaͤfte vor, ſo 
werden die hierfür zu erhebenden Zuſchläge auf den zu erſtattenden Betrag angerechnet. 

Die zu erftattenden Beträge find bei Kap. 68 Tit. 12 Poſ. b — ſofern dieſer Fonds 
noch offen iſt — durch Abſetzung von der Ausgabe zu vereinnahmen (vergl. § 31 der 
Kaſſenvorſchriften vom 30. September 1909), andernfalls erfolgt die Vereinnahmung dieſer 
Beträge bei Kap. 29 Tit. 3 Poſ. d. 
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8 12. 

1. In den Amtsräumen hat ein Exemplar der Eichgebührenordnung ſowie ein 
2 dieſer Vorſchriften zur öffentlichen Einſicht auszuliegen, worauf in einem Aushang 
hinzuweiſen iſt. ü 

Erfolgt die Einziehung der Eichgebühren und ſonſtigen Gefälle während der Ab: 
haltung des Nacheichungstags (§ 8), fo iſt der Name des zur Erteilung von Quittungen 
über empfangene Gelder berechtigten Beamten und deſſen Namensſchrift auf dem Aushang 


ebenfalls erſichtlich zu machen. 8 * 
2. In der ausliegenden Eichgebührenordnung muß jede etwaige Anderung berückſichtigt 


ſein; für ihre Richtighaltung in bezug auf Nachträge und Anderungen iſt der Eichbeamte 
verantwortlich. 


Berlin, den 11. Dezember 1912. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
Luſensky. 
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Muſter II. 
Ortspolizeibezirk Herrn. 
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Laufende Nummer 
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Meßgeräte, die nicht geſtempelt oder deren 
Stempel durchkreuzt ſind, durfen nicht mehr be⸗ 
nutzt werden. Zuwiderhandlungen gegen Vor⸗ 


ſchriſten der Maß⸗ und Gewichtspoltzei werden 
auf Grund des § 22 der Maß- und Gewichts⸗ 
ordnung mit Geldſtrafe bis 150 / oder mit 
Haft beſtraft. Daneben wird auf Unbrauchbar⸗ 
machung oder Einziehung der vorſchrifts⸗ 
widrigen Meßgeräte erkannt. 


Meßgeräte, die nicht geſtempelt oder deren 


Stempel durchkreuzt ſind, dürfen nicht mehr be⸗ 

nutzt werden. Zuwiderhandlungen gegen Vor⸗ 
ſchriften der Maß⸗ und Gewichtspolizei werden 
auf Grund des § 22 der Maß⸗ und Gewichts⸗ 
ordnung mit Geldſtrafe bis 150 / oder mit 
Haft beſtraft. Daneben wird auf Unbrauchbar⸗ 
machung oder Einziehung der vorſchrifts⸗ 
widrigen Meßgeräte erkannt. 


Meßgeräte, die nicht geſtempelt oder deren 
Stempel durchkreuzt ſind, dürfen nicht mehr be⸗ 
nutzt werden. Zuwiderhandlungen gegen Vor⸗ 
ſchriften der Maß⸗ und Gewichtspolizet werden 
auf Grund des § 22 der Maß⸗ und Gewichts⸗ 


ordnung mit Geldſtrafe bis 150 % oder mit 
Haft beſtraft. Daneben wird auf Unbrauchbar⸗ 
machung oder Einziehung der vorſchrifts⸗ 


widrigen Meßgeräte erkannt. 


Meßgeräte, die nicht geſtempelt oder deren 
Stempel durchkreuzt find, dürfen nicht mehr be⸗ 


nutzt werden. Zuwiderhandlungen gegen Vor⸗ 


Ihriften der Maß⸗ und Gewichtspolizei werden 
auf Grund des § 22 der Maß- und Gewichts⸗ 


ordnung mit Geldſtrafe bis 150 % oder mit 


Haſt beſtraft. Daneben wird auf Unbrauchbar⸗ 
machung oder Einziehung der vorſchrifts⸗ 
widrigen Meßgeräte erkannt. 


Meßgeräte, die nicht geſtempelt oder deren 


Stempel durchkreuzt ſind, dürfen nicht mehr be⸗ 
nutzt werden. Zuwiderhandlungen gegen Vor⸗ 


ſchriften der Maß⸗ und Gewichtspolizet werden 
auf Grund des § 22 der Maß⸗ und Gewichts⸗ 
ordnung mit Geldſtrafe bis 150 / oder mit 


Haft beſtraft. Daneben wird auf Unbrauchbar⸗ 
machung oder Einziehung der vorſchrifts⸗ 
widrigen Meßgeräte erkannt. 
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3. Sonftige Angelegenheiten. 


Betr. Eiſenbahnbeförderung neuer Sprengſtoffe. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 5. Dezember 1912. 


Die in Nummer 61 des Reichsgeſetzblatts für 1912 enthaltene Bekanntmachung des 
Reichs⸗Eiſenbahnamts vom 15. November 1912 läßt folgende Sprengſtoffe zur Eiſenbahn⸗ 
beförderung zu: 

1. Raſchit VI, 
2. Titanit V. 

Unter Bezugnahme auf meinen Erlaß vom 14. Februar 1908 (HM Bl. S. 45) mache 

ich bekannt, daß dieſe Verſendungserlaubnis auf Antrag von 
zu 1. Dr. F. Raſchig in Ludwigshafen a. Rh. 
zu 2. der Gewerkſchaft Senator in Düſſeldorf 
erteilt iſt. 
Im Auftrage. 
Luſensky. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Gewerbliche Anlagen. 


Betr. Herſtellung, Aufbewahrung und Verwendung von Acetylen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 9. Dezember 1912. 
Verſehentlich iſt in dem Erlaß vom 5. November d. J. (SM Bl. S. 536), betreffend 
Acetylenapparat „Holebi⸗Werke Modell E“, in der Ziffer 1 des erſten Abſatzes die Apparaten⸗ 
größe Fg zwiſchen Fe und F. fortgelaſſen worden. 
Ich erſuche, den im Amtsblatte veröffentlichten Erlaß entſprechend zu berichtigen. 


In Vertretung. 
III. 8558. Schreiber. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


2. Dampfkeſſelweſen. 
Betr. Ausnahme von den polizeilichen Beſtimmungen über die Anlegung von Landdampfkeſſeln. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 5. Dezember 1912. 
In der Anlage erhalten Sie Abdrücke einer Ausnahmebewilligung für die Gewerbe⸗ 
inſpektionen und Ihren gewerbetechniſchen Rat, die ich auf Grund des § 20 Abſ. 2 der 
allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die Anlegung von Landdampfkeſſeln gewährt habe. 


In Vertretung. 
III. 8291. Schreiber. 


An die Herren Regierungspräſidenten (mit Ausnahme von Lüneburg) und den Herrn 
Polizeipräſidenten in Berlin. 


Anlage. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 5. Dezember 1912. 

In Abänderung meines Erlaſſes vom 30. Januar 1885 (75/85) genehmige ich auf 
Grund des § 20 Abſ. 2 der allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die Anlegung 
von Land⸗Dampfkeſſeln vom 17. Dezember 1908 unter Aufhebung der Beſtimmung, daß 
Anträge auf Entbindung von der Vorſchrift des § 9 a. a. O. im einzelnen Falle durch 
Vermittelung der für die Genehmigung zuſtändigen Behörde an mich zu richten find, all» 


Aulag 6. 
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gemein, daß die von Ihnen nach der vorgelegten Zeichnung gebauten Dampfkeſſel, beſtehend 
aus zwei übereinander angeordneten getrennten Keſſeln, deren Dampfräume durch ein nicht 
abſperrbares weites Rohr miteinander verbunden ſind, nur mit einem Sicherheitsventil 
auf dem Oberkeſſel ausgerüſtet zu werden brauchen. 

Die Lichtweite dieſes Ventils muß ſelbſtverſtändlich nach der Heizfläche beider 
Keſſel berechnet werden, und das Verbindungsrohr zwiſchen den Dampfräumen des 
Unter- und Oberkeſſels muß annähernd dem doppelten Durchmeſſer des nach der Formel 


5 = 15 Hl ‚= berechneten Sicherheitsventils erhalten. Eine Abſchrift dieſes Erlaſſes 


7 
iſt jedem Antragsgeſuch eines ſolchen Doppelkeſſels zwecks Aufnahme eines entſprechenden 
Hinweiſes in die Genehmigungsurkunde beizufügen. 
Zur Genehmigung ſolcher Doppelkeſſel genügt die Beibringung von je 3 Beſchreibungen, 
Keſſelzeichnungen, Bauriſſen und Lageplänen der Geſamtanlage. 
In Vertretung. 
III. 8291. gez. Schreiber. 


An die Firma N. in L. 


3. Gewerbeaufſicht. 
Betr. eidliche Verpflichtnug von Beamten des Gewerbeanſſichtsdieuſtes. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 10. Dezember 1912. 

Nach der Allerhöchſten Verordnung vom 6. Mai 1867 (GS. S. 715) haben alle im 
unmittelbaren und mittelbaren Staatsdienſte ſtehenden Beamten den vorgeſchriebenen Dienſt⸗ 
eid zu leiſten. Es iſt dabei belanglos, ob der Beamte auf Lebenszeit, auf Zeit oder nur 
vorläufig angeſtellt iſt oder auch nur probeweiſe beſchäftigt wird. Eine Ausnahme findet 
nur ſtatt bei Perſonen, die lediglich zwecks Befriedigung eines augenblicklichen Bedürfniſſes 
zur vorübergehenden Beſchäftigung aushilfsweiſe angenommen werden. (Beſchluß des 
Staatsminiſteriums vom 12. Oktober 1861, MinBl. d. i. V. S. 267, und Miniſterial⸗ 
erlaß vom 21. März 1882, Min Bl. d. i. V. ©. 139.) Ich erſuche Sie deshalb, die Gewerbe⸗ 
inſpektionsaſſiſtentin, die probeweiſe und mit der Ausſicht auf dauernde Beſchäftigung an⸗ 
genommen iſt, tunlichſt bald zu vereidigen. Im Anſchluß an die Vereidigung iſt ſie 
protokollariſch auf die ihr durch 8 139b Abſ. 1 der GewO. und § 10 der Dienſtanweiſung 
vom 23. März 1892 auferlegte beſondere Verpflichtung hinzuweiſen, die amtlich zu ihrer 
Kenntnis gelangenden Geſchäfts- und Betriebsverhältniſſe der ihrer Aufſicht unterſtellten 
u Anlagen vorbehaltlich der Anzeige von Geſetzwidrigkeiten unbedingt geheim 
u halten. 

i 0 In Vertretung. 
III. 8685. Schreiber. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in Marienwerder und zur Beachtung an die übrigen 
Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


4. Arbeiterverſicherung. 
a) Krankenverſicherung. 
Betr. Beſcheinigung gemäß § 75 des KVG. 


Der Kranken- und Sterbekaſſe des Breslauer Kaufmänniſchen Vereins von 1834 (E. H.) 
iſt die Beſcheinigung erteilt worden, daß ſie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengeldes, 
den Anforderungen des Krankenverſicherungsgeſetzes genügt. 


Berlin, den 16. Dezember 1912. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Im Auftrage. 
Zu III 8563 II. Ang. Dr. Hoffmann. 


abe € 
b) Reichsverſicherungsordnung. 
I. Buch (Gemeinſame Vorſchriften). 
Betr. Durchführung der Reichsverſicherungsordunng ($ 111). 
Bekanntmachung. 

Auf Grund des § 111 der Reichsverſicherungsordnung wird im Einvernehmen mit 
den Herren Miniſtern für Handel und Gewerbe und des Innern folgendes beſtimmt: 

1. Bei den vom Staate für Privatrechnung verwalteten Eiſenbahnen werden die Ob— 
liegenheiten und Befugniſſe, die die Reichsverſicherungsordnung den höheren Verwaltungs⸗ 
behörden zuweiſt, von den Königlichen Eiſenbahndirektionen, die den Ortspolizeibehörden 
zugewieſenen von den Vorſtänden der Betriebs-, Maſchinen⸗ und Werkſtättenämter und 
nebenämter der Verkehrsämter ſowie der Bauabteilungen wahrgenommen. 

2. Bei den nicht vom Staate verwalteten Eiſenbahnen werden die Obliegenheiten und 
Befugniſſe der höheren Verwaltungsbehörden den Königlichen Eiſenbahnkommiſſaren, die 
gemäß $ 46 des Geſetzes über die Eiſenbahnunternehmungen vom 3. November 1838 
(GS. S. 505) für die einzelnen Aufſichtsbezirke beftellt find, übertragen. 

3. Die Bekanntmachung vom 8. März 1901 (Deutſcher Reichs⸗ und Königlich 
Preußiſcher Staatsanzeiger Nr. 59 von 1901) wird hiermit aufgehoben. 


Berlin, den 19. November 1912. 


Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 1 
In Vertretung. 
Stieger. 
IVW B. 5.648 (Deutſch. Reichs- und Kgl. Preuß. Staatsanz. 1912 Nr. 278). 


V. Buch (Beziehungen der Verſicherungsträger zu einander uſw.). 
Betr. Inkrafttreten des V. Buches der RVO. 


Der Reichskanzler (Reichsamt des Innern). 
> Berlin, den 19. November 1912. 

Über die Zeit des Inkrafttretens des fünften Buches der Reichsverſicherungsordnung 
find in der Fachpreſſe Zweifel hervorgetreten, jo namentlich in einem Artikel Seite 196 f. 
der Zeitſchrift „Die Berufsgenoſſenſchaft“ Nr. 16 vom 27. Auguſt 1912. Diesſeits wird, 
abweichend von der an bezeichneter Stelle vertretenen Auffaſſung, in Übereinſtimmung mit 
dem Reichsverſicherungsamt, angenommen, daß mit dem Inkrafttreten der Invaliden⸗ und 
Hinterbliebenenverſicherung am 1. Januar 1912 auch diejenigen Vorſchriften des fünften 
Buches, welche das Verhältnis der Träger der Invaliden- und Hinterbliebenenverſicherung 
zu den anderen Verſicherungsträgern und zu den anderen Verpflichteten regeln, ohne weiteres 
in Kraft getreten find. Dies hat das Reichsverſicherungsamt für die 88 1522 ff. der Reichs⸗ 
verſicherungsordnung bereits in einer in den Amtlichen Nachrichten des Reichsverſicherungs⸗ 
amts 1912 Seite 875 Ziffer 1620 veröffentlichten Entſcheidung vom 5. Juli 1912 aus⸗ 
geſprochen, und zwar mit der Begründung, daß die bezeichneten Paragraphen zu denjenigen 
Vorſchriften gehören, welche zur Durchführung der Vorſchriften des vierten Buches der 
Reichsverſicherungsordnung erforderlich find und deshalb unter den Artikel 2 Abſ. 1 des 
Einführungsgeſetzes zur Reichsverſicherungsordnung fallen. Das Inkrafttreten dieſer Vor⸗ 
ſchriften iſt in vollem Umfang und nicht etwa bloß, wie es in dem erwähnten Artikel der 
„Berufsgenoſſenſchaft“ unterſtellt wird, für die Träger der Invalidenverſicherung erfolgt. 
Die hier geregelten Beziehungen ſtellen einheitliche Rechtsverhältniſſe dar, die für alle Be- 
teiligten notwendigerweiſe nach denſelben Rechtsnormen beurteilt werden müſſen und ſich 
nicht etwa, je nachdem ein Träger der Invaliden⸗ und Hinterbliebenenverſicherung oder ein 
anderer Verſicherungsträger einen Anſpruch erhebt, nach neuem oder nach altem Rechte 
richten können. Zur Abhilfe für Schwierigkeiten, die ſich daraus ergaben, daß die Unfall⸗ 
verſicherung und die Krankenverſicherung nach der Reichsverſicherungsordnung als ſolche, 
ſowie gewiſſe gemeinſame Vorſchriften der Reichsverſicherungsordnung noch nicht in Kraft 
getreten oder durchgeführt waren, dienen die Übergangsbeſtimmungen der Bekanntmachung 
vom 21. Dezember 1911 (Reichs-Geſetzbl. S. 1130). 

In entsprechender Weiſe trifft dies vom 1. Januar 1913 an zu für die dann in Kraft 
tretende Unfallverſicherung nach der Reichsverſicherungsordnung. Die Kaiſerliche Verordnung 
vom 5. Juli 1912 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 439) ſetzt hier, gleichartig wie Artikel 2 Abſ. 1 des 
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Einführungsgeſetzes, mit dem dritten Buche der Reichsverſicherungsordnung auch die zu 
ſeiner Durchführung erforderlichen Vorſchriften in Kraft. Auch hierfür gehe ich in Überein⸗ 
ſtimmung mit dem Reichsverſicherungsamt davon aus, daß am 1. Januar 1913 zugleich 
mit dem dritten Buche der Reichsverſicherungsordnung auch die Vorſchriften des fünften 
Buches über das Verhältnis der Unfallverſicherung zu der Krankenverſicherung und den 
anderen Verpflichteten im ganzen in Kraft treten werden. Die Übergangsvorfchriften zur 
Vermittelung zwiſchen dem alten und dem neuen Rechte ſind hier durch die Bekanntmachung 
vom 10. Juli 1912 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 441) getroffen. 

Mit dem Inkrafttreten des zweiten Buches der Reichsverſicherungsordnung ſchließlich 
wird der übrige Teil des fünften Buches, alſo die Regelung des Verhältniſſes der Kranken 
kaſſen zu den Armenverbänden uſw., in Kraft treten. 

Hiernach liegt kein Anlaß dazu vor, eutſprechend einer Anregung in dem bezeichneten 
Artikel der „Berufsgenoſſenſchaft“ eine weitere Kaiſerliche Verordnung über die Inkraft⸗ 
jegung des fünften Buches zu erlaſſen. Für das Gebiet der Invaliden- und Hinterbliebenen⸗ 
verſicherung würde es jedenfalls auch an einer geſetzlichen Unterlage für eine ſolche Kaiſer⸗ 
liche Verordnung fehlen, weil ſchon das zur Reichs verſicherungsordnung erlaſſene Ein⸗ 
führungsgeſetz ſelbſt in Artikel 2 Abſ. 1 den Zeitpunkt des Inkrafttretens für das vierte 
Buch einſchließlich der zur Durchführung erforderlichen Vorſchriften beſtimmt und deshalb 
hier für eine Kaiſerliche Verordnung kein Raum mehr iſt. 

Immerhin darf nicht außer acht gelaſſen werden, daß zur Entſcheidung über die im 
fünften Buche der Reichsverſicherungsordnung geregelten Erſatzanſprüche nach altem Rechte 
meiſt nicht das Reichsverſicherungsamt, ſondern andere Behörden, Verwaltungsgerichte, 
ordentliche Gerichte uſw. zuſtändig waren. Es iſt nicht ausgeſchloſſen, daß bei nicht völlig 
geklärter Geſetzeslage dieſe Stellen auch in Fällen, in denen die Zuſtändigkeit der Ver⸗ 
ſicherungsbehörden nach der Reichsverſicherungsordnung begründet iſt, noch weiter von den 
Beteiligten zur Entſcheidung über Erſatzanſprüche auf Grund des alten Rechtes angerufen 
werden, ihre Zuſtändigkeit noch bejahen und auch ſachlich noch das alte Recht anwenden. 
Dies könnte um ſo eher vorkommen, als bekanntlich auf dieſem Rechtsgebiete die Recht⸗ 
ſprechung in den verſchiedenen Bundesſtaaten ſowohl über die Zuſtändigkeits⸗, als über die 
ſachlichen Fragen außerordentlich weit auseinandergegangen und widerſpruchsvoll geivefen 
iſt. Geſchähe es aber, jo würde für einen nicht unbeträchtlichen Zeitraum eine Rechts⸗ 
verwirrung eintreten, die nicht nur unerfreulich, ſondern für die Beteiligten auch mit erheb— 
lichen Nachteilen verbunden wäre. 


(Unterſchrift.) 
An den Herrn Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 4. Dezember 1912. 
Abdruck zur Kenntnis. 
In Vertretung. 
III. 82138. Schreiber. 


An die Herren Regierungspräſidenten, den Herrn Oberpräſidenten in Potsdam und den 
Herrn Präſidenten des Bezirksausſchuſſes in Berlin. 
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